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Die Spielregeln im Krieg
Über die geschichtliche Entwicklung

des Humanitären Völkerrechts
Seit Jahrhunderten haben sich
Gepflogenheiten etabliert, die
während eines Krieges gelten:
Wie man mit Kriegsgefange-
nen umgeht, inwiefern unbe-
waffnete Zivilisten angegriffen
werden dürfen oder wie huma-
nitäre Hilfe in einem Kriegsge-
biet ermöglicht wird. „Im
Grunde galt das Prinzip, dass
sich jede Kriegspartei an solche
Normen hielt, in der Hoff-
nung, dass der Gegner dies
ebenfalls tut“, erklärt der Jurist
Michael Haller, der über das
„Recht im Krieg“ an der Uni-
versität Augsburg promoviert.
Solche Regeln wurden erstmals
in der Haager Landkriegsord-
nung 1899 international ver-
traglich festgeschrieben und
sind zusammen mit den Genfer
Konventionen die Grundlage
des heutigen Humanitären
Völkerrechts.

Militärische
Rechtsgeschichte
Dass diese Normen während
Kriegshandlungen befolgt wer-
den, dafür ist zum einen die
Ausbildung der Offiziere und
Soldaten im Völkerrecht wich-
tig. Zum anderen kommt es da-
rauf an, wie Befehlshaber sich
daran halten und wie Verstöße
dagegen sanktioniert werden.

Haller geht diesen Fragen beim
Militär im Deutschen Reich
und der Bundesrepublik nach.
Dafür recherchiert er in Archi-
ven und analysiert historische
Dokumente wie beispielsweise
Befehle oder Personalakten.
„Gerade über die Offiziersaus-
bildung im Deutschen Reich
gibt es viele Unterlagen. Aller-
dings befasste diese sich mehr
mit Strategie, Taktik und Dis-
ziplinarrecht als mit völker-
rechtlichen Verpflichtungen“,
berichtetMichael Haller. Diese
wurden allenfalls unter einzel-
nen interessierten Offizieren an
Akademien eingehender disku-
tiert. Eine entsprechende Aus-
bildung der einfachen Soldaten
schätzt er gering ein – gerade
da junge Männer im Kriegsfall
oft sehr kurzfristig eingezogen
und nahezu nicht ausgebildet
wurden.
Im Ersten Weltkrieg waren
die Männer an der Front teils
wenig für Verbrechen gegen
Zivilisten sensibilisiert, da die
Kriegsführung von der Vor-
stellung von Partisanen-
Kämpfern, die nicht als gegne-
rische Soldaten erkennbar
sind, noch stark geprägt war.
Vorfälle wurden nur nach Be-
schwerden des Gegners juris-
tisch von teils militäreigenen

Gerichten verfolgt, aber nur
wenig sanktioniert.
Anders stellt sich die Situation
während und nach dem Zwei-
ten Weltkrieg dar. Den Solda-
ten an der Front war oftmals
klar, wann ein Unrecht passiert
ist, aufgrund des nationalsozia-
listischen Menschenbilds hieß
diemilitärische Führung solche
Vorfälle – gerade in den Ostge-
bieten – aber eher gut oder hat
diese selbst angeordnet. Der
Versuch eines einfachen Solda-
ten, sich dem zu entziehen, war
gefährlich.
Anders als nach dem Ersten
Weltkrieg wurden Verstöße
gegen internationales Kriegs-
recht nach 1945 gerichtlich
durch die Alliierten verfolgt –
prominent sind hier die Nürn-
berger Prozesse. Auch deut-
sche Gerichte bereiten nach
wie vor NS-Verbrechen auf.
Denn der Krieg war stärker
im eigenen Land sicht- und
erlebbar als in den Kriegsjah-
ren 1914 bis 1918. Kriegsver-
brechen waren durch Fern-
sehbilder dokumentiert.
Welche Rolle das „Recht im
Krieg“ bei der heutigen Bun-
deswehr spielt, illustriert Hal-
ler mit der Bemerkung: „Ob
ein Kriegsschiff schießt, das
entscheidet nicht mehr der Ka-

pitän, sondern ein Jurist“. Be-
fehlshaber haben – besonders
imAusland – stets einen juristi-
schen Berater an ihrer Seite.
Aber auch im Kleinen wird
vieles geregelt: Wie viele
Warnschüsse muss ich abge-
ben? Wie oft und in welchen
Sprachen fordere ich eine sich
nähernde Person auf, stehen zu
bleiben? Solche und weitere
Aspekte sind für jedes Einsatz-
gebiet ausgearbeitet, um die
Soldaten anzuleiten und ihnen
Rechtssicherheit in ihrem Ver-
halten zu geben.

Keine Kriegsgerichte
in Deutschland
Anders als früher und auch an-
ders als in anderen Ländern wie
zum Beispiel den USA werden
im Kampf begangene Verbre-
chen nicht von Militärgerich-
ten, sondern wie andere Straf-
taten von zivilen Staatsanwälten
verfolgt und von unabhängigen
Gerichten verhandelt, wie bei
jedem andere Bürger. In der
Ausbildung nimmt das Thema
großen Raum ein. Die Beach-
tung der Haager Landkriegs-
ordnung und des Strafgesetz-
buches gilt als ständiger Befehl.
Soldaten haben das Recht, ei-
nen Befehl zu verweigern, soll-
te er dem widersprechen. mh

Roter Kristall: Ist ein Kompromiss, der 2005 auf der
Internationalen Rotkreuz- und Rothalbmondkonfe-
renz beschlossen wurde. Er stellt eine dauerhafte
Lösung für ein religionsneutrales Schutzzeichen
dar.

Roter Löwe: Nach dem Vorbild der Flagge des Ro-
ten Kreuzes gestaltet und repräsentiert eine gleich-
artige, von Persern (Iranern) gegründete Organisa-
tion. Es wurde zugunsten des Roten Halbmonds ab-
geschafft, gilt aber weiterhin als Schutzzeichen.

Rotes Kreuz: Kennzeichnet das Internationale Komi-
tee vom Roten Kreuz und seine nationalen Gesell-
schaften. Es stellt eine Umkehrung der Schweizer
Flagge dar – zu Ehren des Rotkreuz-Gründers Henry
Dunant und dessen Heimatlandes.

Roter Halbmond: Kennzeichnet humanitäre Gesell-
schaften islamisch geprägter Länder. Das Symbol
wurde erstmals im Russisch-Türkischen Krieg
(1876-1878) genutzt, da das Rote Kreuz irrtümlich für
ein christliches Symbol gehalten wurde.

Eine Konvention im Krieg lautet: Humanitäre Organisationen wie das Rote Kreuz oder Krankenhäuser, die
durch Schutzzeichen markiert sind, dürfen nicht angegriffen werden. Die Flaggen des Roten Kreuzes, Ro-
ten Halbmonds, Roten Löwen und Roten Kristalls sind international anerkannte Schutzzeichen. Sie stehen
bei Konflikten für unparteiische Hilfe und Neutralität, auch in und zwischen den Streitkräften.

Alles was Europa(-)Recht ist
Wie steht es um die Rechtsstaatlichkeit in der EU?

Finanz- und Flüchtlingskrise,
Grexit, Brexit, TTIP, CETA –
alles Reizbegriffe, die die Fra-
ge nach dem Zustand der Eu-
ropäischen Union (EU) auf-
werfen, ganz konkret auch die
Frage, inwieweit europäisches
Recht von den Mitgliedstaaten
überhaupt noch als verbindlich
erachtet wird, wie es also um
die Durchsetzung des Rechts
und somit um die Rechtsstaat-
lichkeit in Europa bestellt ist.
Dem wollen Rechtswissen-
schaftler aus Deutschland, Ita-
lien, Frankreich und China auf
den Grund gehen, deren For-
schungen im Jean Monnet
Centre of Excellence „Europe-
an Integration – Rule of Law
and Enforcement“ (INspiRE)
von der EU mit 100000 Euro
gefördert werden. Solche Jean-
Monnet Centres bündeln das
Fachwissen ausgewiesener Ex-
perten in aus EU-Sicht hoch-
relevanten Forschungsberei-
chen. Die Hürden für diese
Förderung liegen hoch. 2016
war neben dem INspiRE-För-
derantrag nur ein weiterer aus
der Rechtswissenschaft erfolg-
reich.

Konzipiert wurde INspiRE
von dem Augsburger Zivil-,
Wirtschafts- und Europarecht-
ler Prof. Dr. Thomas M. J.
Möllers. Im Folgenden erläu-
tert er Relevanz und Fragestel-
lungen des Projekts.

Herr Möllers, können Sie uns an
einem Beispiel greifbar machen,
warum die EU an mangelnder
Rechtsdurchsetzung krankt?
Thomas Möllers: Die Europäi-
scheUnion ist unbestritten eine
Erfolgsgeschichte. Mehr als 70
Jahre Frieden und ein Europa
ohne Grenzen beeindrucken.
Leider wurden nach der Wie-
dervereinigung aber Fehler ge-
macht. Der Maastricht-Ver-
trag begründete 1990 dieWäh-
rungsunion, kurz danach wur-
den mit dem Schengen-Ab-
kommen die Grenzkontrollen
aufgehoben.

Inwiefern waren das Fehler?
Möllers:Weil – verkürzt gesagt
– die Voraussetzungen für die
Erfüllung der jeweiligen recht-
lichen Ansprüche nicht ge-
schaffen wurden. Nehmen Sie
die Währungsunion: Dass sie

ohne Wirtschaftsunion einge-
führt wurde, hatte eine starke
Auseinanderentwicklung der
Wirtschaftsleistungen in den
Mitgliedstaaten zur Folge.
WährendDeutschland seit Jah-
ren einen positiven Haushalt
erwirtschaftet, schaffen es
zahlreiche Staaten nicht, unter
den vereinbarten Grenzen der
Staatsverschuldung zu bleiben.
Und tatsächlich werden die zu-
lässigen Grenzen von der
Mehrheit derMitglieder konti-
nuierlich verletzt.

Und das Schengen-Abkommen?
Möllers: Da eine Sicherheits-
union, die sichere Außengren-
zen als Schengen-Vorausset-
zung gewährleisten würde,
weiterhin fehlt, sehen sich ein-
zelne Mitgliedstaaten „berech-
tigt“, sich hier nicht an das
Recht halten zu müssen. Das
führt zu dem berühmten „mo-
ral hazard-Problem“: Im
Zweifel hält sich gar keiner
mehr an die Regeln.

Ein INspiRE-Thema ist bei-
spielsweise auch der VW-Abgas-
skandal. Was hat er mit den

übergreifenden Fragestellungen
des Projekts zu tun?
Möllers: Dieser Skandal wirft
eine Reihe von grundlegenden
rechtlichen Fragen auf. Er
zeigt vor allem, wie der
Rechtsschutz in der EU dem
US-amerikanischen Recht hin-
terherhinkt. In den USA wur-
den bereits erfolgreiche Scha-
densersatzklagen geführt und
empfindliche Strafzahlungen
angeordnet. Hierzulande ist es
dem einzelnen VW-Kunden
nur schwer möglich, seine
Rechte effektiv durchzuset-
zen. Im angloamerikanischen
Rechtsraum eröffnet das In-
strument der Sammelklage
den Betroffenen die Möglich-
keit, ihre Ansprüche gemein-
sam imWege eines kollektiven
Rechtsschutzes zu verfolgen.
Im europäischen Verbrau-
cherrecht findet sich Ver-
gleichbares noch nicht.

Und wie tangiert dieses Defizit
die Rechtsstaatlichkeit bzw. das
Thema Rechtsdurchsetzung?
Möllers: Wenn sich der euro-
päische Gesetzgeber nicht auch
mit solchen Fragestellungen

befasst, wird er sich dem Vor-
wurf aussetzen, seinen Bürgern
keinen effektiven Rechtsschutz
zu gewährleisten. Wer möchte
denn gerne als Einzelkämpfer
gegen einen Großkonzern vor-
gehen? Und wenn der Ver-
braucher zugleich sieht, wie
schnell und effektiv Rechtsver-
stöße in den USA geahndet
werden, wird sein Vertrauen
ins europäische Recht sicher
nicht gefördert.

Könnte man sagen, dass ein we-
sentliches Problem des „Rechts-
staats Europa“ ein durchaus be-
gründeter Mangel EU-bürgerli-
chen Vertrauens in die Rechts-
durchsetzung ist?
Möllers: So kann man das se-
hen: Recht darf nicht nur in
Gesetzbüchern stehen, sondern
es muss „gelebt“ werden. Nur
wenn Recht durchgesetzt wer-
den kann und in diesem Sinne
„lebt“, besteht eineRechtsord-
nung, deren Normen eingehal-
ten werden und die das Ver-
trauen der Bürger genießt. Die
EU-Institutionen, aber auch
Mitgliedstaaten waren hier oft
nicht vorbildlich.

Wie werden Sie konkret an die
einzelnen INspiRE-Themen im
Interesse der Förderung eines sol-
chen „gelebten“ europäischen
Rechts herangehen?
Möllers: Abgesehen von unse-
ren individuellen Studien zuun-
terschiedlichstenEU-Rechtsge-

bieten, die wir auf einer Reihe
von Fachtagungen, vorantrei-
ben, planen wir zum Beispiel
öffentliche Podiumsveranstal-
tungen, umdenEinfluss unddie
tatsächliche Durchsetzung eu-
ropäischen Rechts transparent
zu machen. kpp
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